
Pressemitteilung der Vereinigten Bürgerinitiativen Seligenstadt (VBS) 3. Bauabschnitt 
Umgehungsstraße

“Bürgerbegehren zulässig - VBS bietet der Stadt Aufschub zur Optimierung der Trasse
an”  

(Seligenstadt, 02.05.2015) Seit dem 14.04. ist die Prüfung der eingereichten Unterschriften
abgeschlossen  und  das  Bürgerbegehren  wurde  seitens  des  Magistrats  der  Stadt
Seligenstadt für zulässig erklärt. Dies geht aus einem Antrag des Magistrats vom 14.04.2015
hervor. Die Stadtverordneten wurden daher nun aufgefordert, sich des Bürgerbegehrens in
der nächsten Sitzung anzunehmen, die Zulässigkeit zu bestätigen und einen Termin für den
Bürgerentscheid  festzulegen.  Die  Stadtverordneten  haben  außerdem  aber  auch  die
Möglichkeit,  den  Beschluss  zur  Trassenentscheidung  zurückzunehmen,  dann  wäre  kein
Bürgerentscheid erforderlich.

Die VBS bedankt  sich nochmals ausdrücklich  bei  allen Unterschriftengebern,  da Sie den
Bürgern  der  Stadt  mit  der  Unterstützung  dieses  demokratischen  Prozesses  und  unter
direkter  Bürgerbeteiligung  eine  konkrete  und  zielführende  Diskussion  für  eine
zukunftsweisende,  notwendige,  für  die gesamte Stadt  und alle  Bürger schnellstmöglichen
Realisierung der optimalen Vollendung einer Umgehung ermöglicht haben. 

Zwischenzeitlich hat die VBS weitere Aktivitäten unternommen, um das Ziel, einer wesentlich
verbesserten und Trasse für  alle  Bürger  und zum Wohle der  Stadt  zu  erreichen,  weiter
voranzutreiben. Dazu gehörte unter anderem ein gut vorbereitetes, ausführliches Gespräch
mit der Stadtverwaltung und mit Hessen Mobil,  das sehr konstruktiv und wohlwollend von
allen  Beteiligten  geführt  wurde.  Unter  anderem  wurde  auch  über  die  Möglichkeiten  der
Änderung der Trassenführung zur Entlastung betroffener Anwohner diskutiert. 

Anschließend wurde die Kommunikation mit den politischen Fraktionen gesucht und es sind
bereits verschiedene Gespräche erfolgt, weitere werden in der laufenden Woche folgen. Es
wurde  ein  direkter  Kontakt  zu  den  zuständigen  Verantwortlichen  der  Oberen
Naturschutzbehörde  in  Darmstadt  hergestellt  und  die  VBS  hat  einen  ausführlichen
Fragenkatalog zur Klärung der naturschutzrechtlichen Situation und möglichen Optionen für
alternative  Streckenführungen  übersandt.  Hierzu  wird  in  Kürze  eine  Rückmeldung  der
Behörde erwartet.

Durch die Aktivitäten der VBS wurde und wird die weitere Planung und Realisierung der
Umgehungsstraße  zu  keiner  Zeit  behindert,  die  aufschiebende  Wirkung  richtet  sich
ausschließlich  gegen  unumkehrbare  Vorgänge  wie  beispielsweise  das
Planfeststellungsverfahren.  Dieses  ist  lt.  Aussage  von  Hessen  Mobil  nicht  vor  2017
geplant. Anderslautende Aussagen, dass durch die Aktivitäten der VBS die zeitnahe oder gar
grundsätzliche Realisierung der Umgehungsstraße riskiert würde, sind falsch und unwahr.
Sachlich und fachlich ist alleine die Verbesserung der Trasse zum Wohle aller Bürger und
der Stadt Gegenstand der VBS-Aktivitäten.

Da die VBS davon überzeugt ist, zeitnah und gemeinsam mit den Stadtverordneten, allen
Fraktionen und dem Magistrat eine bessere alternative Trassenführung erreichen zu können,
hat die VBS den Stadtverordneten der Stadt Seligenstadt angeboten, bis Ende Oktober 2015
auf die Feststellung der Zulässigkeit des Bürgerbegehrens zu verzichten. Somit besteht auch
zunächst  keine  rechtliche  Verpflichtung  zur  Festlegung  eines  Termins  für  den
Bürgerentscheid. Die VBS sicherte hierzu verbindlich zu, keinerlei rechtliche Maßnahmen zu
ergreifen, um eine frühere Feststellung der Zulässigkeit und somit einen früheren Termin für
einen Bürgerentscheid zu bewirken.



Dadurch möchte die VBS, gemeinsam mit den Stadtverordneten und dem Magistrat, für die
Bürger der Stadt ein Zeitfenster zur gemeinsamen Erarbeitung einer konstruktiven Lösung
unter Beachtung der aktuellen Rechtslage für eine alternative und optimale Trassenführung
ohne Risiko für eine zeitnahe Realisierung der Vollendung der Umgehungsstraße schaffen.
Damit dies möglich wird, müssen die Stadtverordneten, den Beschluss der Zulässigkeit und
die Terminfestlegung zeitlich nach hinten legen.

Diese Vorgehensweise würde unnötigen zeitlichen Druck von allen Beteiligten nehmen und
somit  eine  gute  Basis  für  eine  konstruktive  Zusammenarbeit  mit  dem  bestmöglichen
Ergebnis für alle Bürger und die Stadt schaffen.


